
Anlage I  
 
Auswertung der Anhörung der Träger öffentlicher Belange und der öffentlichen Auslegung zum  
Bebauungsplan „Steinhaus -Erweiterung“  
 
Träger öffentlicher Be-
lange 

Stellungnahme Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag 

Regierungspräsidium 
Stuttgart  
eingegangen am 
14.10.2019  

 
Sehr geehrter Damen und Herren,  
vielen Dank für die Beteiligung an o.g. Verfahren. Die Unterla-
gen wurden ins Intranet eingestellt bzw. durch Ref. 21 ausgelegt 
und damit den Fachabteilungen im Hause zugänglich gemacht.  
Es handelt sich entgegen dem von Ihnen vorgelegten Formblatt 
nicht um einen entwickelten Bebauungsplan, weshalb der Flä-
chennutzungsplan im Wege der Berichtigung angepasst werden 
soll.  
Wir bitten dies künftig bei der Vorlage weiterer Verfahren im 
Formblatt entsprechend zu berücksichtigen.  
Aufgrund der Angaben im Formblatt erhalten Sie keine Gesamt-
stellungnahme des Regierungspräsidiums.  
Die von Ihnen benannten Fachabteilungen nehmen - bei Bedarf 
- jeweils direkt Stellung. 
 
Raumordnung  
Aus raumordnerischer Sicht bestehen gegen die Planung keine 
Bedenken.  
Hinweis:  
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beach-
tung des Erlasses zur Koordination in Bauleitplanverfahren vom 
10.02.2017 mit jeweils aktuellem Form-blatt (abrufbar unter 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Bauen/Bauleitplanung/Sei-

ten/default.aspx).  
 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 
Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttre-
ten des Planes eine Mehrfertigung davon - zusätzlich in digitali-
sierter Form - im Originalmaßstab zugehen zu lassen.  
Ansprechpartner in den weiteren Abteilungen des Regierungs-
präsidiums sind:  

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 



 
Abt. 3 Landwirtschaft  
Frau Cornelia Kästle  
Tel.: 0711/904-13207  
Cornelia.Kaestle@rps.bwl.de  
 
Abt. 4 Straßenwesen und Verkehr  
Herr Karsten Grothe  
Tel. 0711/904-14224  
Karsten.Grothe@rps.bwl.de  
 
Abt. 5 Umwelt  
Frau Birgit Müller  
Tel.: 0711/904-15117  
Birgit.Mueller@rps.bwl.de  
 
Abt. 8 Denkmalpflege  
Frau Dr. Imke Ritzmann  
Tel.: 0711/904-45170  
Imke.Ritzmann@rps.bwl.de - 3 -  
 
Mit freundlichen Grüßen  
gez.  
Isabel Ennulat 
   

Landratsamt  

Rems-Murr-Kreis 

eingegangen am  

24.10.2019 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu o.g. Verfahren wird wie folgt Stellung genommen: 
 
Am Verfahren wurden die Ämter  
 
Baurechtsamt  
Amt für Umweltschutz 
Straßenbauamt 
 
beteiligt.  
 
Aufgrund der Fachbehördenbeteiligung liegen der Ge-
schäftsstelle für Genehmigungs- und Planverfahren 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



folgende Informationen vor: 
 
1. Baurechtsamt  
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Hinweis: 
Bitte senden Sie den rechtskräftigen Bebauungsplan mit 
Anlagen digital unter gis@rems-murr-kreis.de an das GIS-
Zentrum im Landratsamt Rems-Murr-Kreis. Für Rückfra-
gen steht Ihnen Herr Peter zur Verfügung, Tel. 
07151/501-2083. 
 
2. Amt für Umweltschutz 
 
Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Bei Abbrucharbeiten, Gehölzrodungen und Baumaßnah-
men ist darauf zu achten, dass keine Lebensstätten ge-
schützter Tierarten (z.B. Vogelnester, Fledermausquar-
tiere, Mulch bewohnende Käfer oder Eidechsenvorkom-
men) beeinträchtigt werden. 
 
Es wird empfohlen, dass sich die Bauherren die arten-
schutzrechtliche Unbedenklichkeit durch einen Sachkun-
digen bestätigen lassen. 
 
Eventuell erforderliche Gehölzrodungen dürfen nicht in 
der Vegetationsperiode von 1.März bis 30.September 
durchgeführt werden. 
 
Es wird darum gebeten, die Festsetzungen und Hinweise 
im Textteil des Bebauungsplans entsprechend zu ergän-
zen. 
 
 
Immissionsschutz 
 
Es bestehen keine Bedenken. 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 Der bereits bestehende Hinweis zum Artenschutz 
wird als Festsetzung in den Bebauungsplan aufge-
nommen. 
 
 
 
 
 



 
 
Grundwasserschutz 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Bodenschutz 
 
Auf die vorangegangene Stellungnahme vom 14.12.2016 
wird verwiesen: 
 
„Bei Durchführung eines Verfahrens nach § 13a BauGB 
gelten Eingriffe, die Aufgrund  der Aufstellung des Bebau-
ungsplans auf Flächen von weniger als 20.000 m² zu er-
warten sind, als zulässig und bedürfen keiner Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 
 
Der Verzicht auf eine formelle Umweltprüfung im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a entbindet die Ge-
meinde jedoch nicht von der Pflicht, die Belange des Bo-
denschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie § 1a 
BauGB bei der Abwägung zu berücksichtigen. 
 
Auf das Merkblatt "Bodenschutz bei Baumaßnahmen" 
wird im Textteil verwiesen. Die Inhalte sind zu beachten.“ 
 
 
Altlasten und Schadensfälle 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Im Planbereich liegen keine Flächen, die im Boden-
schutz- und Altlastenkataster erfasst sind. 
 
 
Kommunale Abwasserbeseitigung 
 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 



Im Falle der Einleitung des Niederschlagswassers in die 
Vorflut, ist zur Sicherstellung der Abflussdrosselung auf 
den natürlicherweise abfließenden Abfluss aus unbebau-
ter Fläche, zur Vermeidung von Spitzenabflüssen, eine 
Retentions- beziehungsweise Drosselungsmaßnahme 
mit Überlauf in die Vorflut vorzusehen. 
 
 
Gewässerbewirtschaftung  
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Hochwasserschutz und Wasserbau 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
3. Straßenbauamt 
Wir verweisen auf die beiliegende Stellungnahme vom 
14.12.2016, da diese weiterhin Bestand hat: 
 
„Angesichts des Textteils sowie des Plans wird davon  
ausgegangen, dass offene Stellplätze nicht direkt entlang 
dem Steinhaus- bzw. Rehweg angelegt werden, sondern 
ggf. nur innerhalb der Grundstückfläche. Auswirkungen 
auf den öffentlichen Verkehr sind daher nicht zu erwar-
ten. Durch weitere Wohneinheiten könnte ggfs. weiterer 
Parkdruck entstehen, welcher zu beachten ist. Sollte bei 
parkenden Fahrzeugen die Restfahrbahnbreite 3 Meter 
unterschreiten, so besteht ein gesetzliches Halte- und 
Parkverbot.    
 
Bei der Zufahrt über Steinhausweg ist zu beachten, dass 
ausreichende Sichtfelder (3 mal 50 Meter bzw. 3 mal 70 
Meter) zur Ein- und Ausfahrt gegeben sind. Von einer 
ausreichenden Fahrbahnbreite wird ausgegangen.“             
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Kenntnisnahme und Beachtung bei der Entwässe-
rungsplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 



S. Voigt 

 

Verband Region  

Stuttgart 

eingegangen am 

21.10.2019  

Sehr geehrter Herr Schaal,  
vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Bebauungs-
planverfahren.  
Der Planung stehen regionalplanerische Ziele nicht entgegen.  
Wir bitten Sie, uns nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ein 
Exemplar der Planunterlagen, möglichst in digitaler Form (an: 
planung@region-stuttgart.org), zu überlassen.  
Bei Rückfragen rufen Sie uns gerne an. 

 

 

Kenntnisnahme. Der Verband Region Stuttgart er-

hält eine digitale Fassung des Bebauungsplans. 

Syna 

eingegangen am 

 25.10.2019 

 
Die Stromversorgung kann aus unseren bestehenden Anlagen 
sichergestellt werden. 

 

Kenntnisnahme. 

Telekom 

eingegangen am  

21.10.2019 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge-
nannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 
68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Weg-
esicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter ent-
gegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stel-
lungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 
folgt Stellung:  
Zur o.g. Planung haben wir bereits mit dem Schreiben vom 
08.12.2016 fristgerecht Stellung genommen.  
Unsere Anregungen und Bedenken sind ausreichend berück-
sichtigt. 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

unitymedia 

eingegangen am  

01.11.2019 

Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der Unitymedia BW 
GmbH. Wir sind grundsätzlich daran interessiert, 
unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebieten zu er-
weitern und damit einen Beitrag zur Sicherung der 
Breitbandversorgung für Ihre Bürger zu leisten. 

Kenntnisnahme. 



Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter ge-
leitet, die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in 
Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Bebau-
ungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte ge-
ben Sie dabei immer unsere oben stehende 
Vorgangsnummer an. 
 

 


